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Das Gewerberecht in den Herzogtümern Schleswig und Holstein (Reformprojekte von 1844/46 und Einführung der Gewerbefreiheit 1867/69) sowie in Dänemark, Hamburg und Lübeck im 19. Jahrhundert

1869/71 wurde in ganz Deutschland die Gewerbefreiheit eingeführt, soweit sie damals noch nicht bestand. In der Gewerbeordnung vom 21.6.1869 heißt es: „Der Betrieb eines Gewerbes ist Jedermann gestattet, soweit nicht durch dieses Gesetz Ausnahmen oder Beschränkungen vorgeschrieben oder zugelassen sind“ (§ 1). Die „Unterscheidung zwischen Stadt und Land in Bezug auf den Gewerbebetrieb und die Ausdehnung desselben“ sollte aufhören (§ 2). Den „Zünften und kaufmännischen Korporationen“ sollte „ein Recht, Andere von dem Betriebe eines Gewerbes auszuschließen“, nicht mehr zustehen (§ 3). In Norddeutschland – außer in den preußischen Gebieten Pommern und Ostpreußen, wo die Gewerbefreiheit schon 1811 eingeführt worden war – wurde die Gewerbefreiheit erst in den 60er Jahren des 19. Jahrhunderts eingeführt, in Mecklenburg erst 1869. Hier und in den Herzogtümern Schleswig und Holstein, in Hamburg, Lübeck sowie in Dänemark bestanden erhebliche Einschränkungen der Gewerbeausübung, die zum Teil bis in das Mittelalter zurückreichten. Besonders unübersichtlich war die Rechtslage in Schleswig und Holstein, mit deren Darstellung begonnen werden soll.

I. Das Gewerberecht in den Herzogtümern Schleswig und Holstein und der späteren Provinz Schleswig-Holstein

1. Das Gewerberecht um 1860
In den Herzogtümern Schleswig und Holstein wurde die Gewerbefreiheit zwischen 1867 und 1869 eingeführt. Den bis dahin maßgebenden Gesetzeszustand kennzeichnete der Kieler Publizist Carl Baurmeister 1859 wie folgt: „Wohl in keinem der andern deutschen Lande liegt das Gewerbewesen so im Argen, wie in den Herzogthümern Schleswig und Holstein. An einer eigentlichen Gesetzgebung fehlt es im Grunde hier gänzlich. Alles beruht auf Herkommen, Willkür, Gutdünken, Zufall.“ Grundsätzlich sollte im Allgemeinen „der in Deutschland gemeinrechtliche Zunftzwang für die Städte und zunftberechtigten Flecken als Regel gelten, jedoch giebt es in dem Gewerbewesen der Herzogthümer keine Regel ohne Ausnahme, oder vielmehr: die Ausnahmen bilden die Regel“. Bestimmte Gewerbe mussten in allen Städten und zunftberechtigten Flecken zünftig sein, u.a. die Weißbäcker, Maurer, Schlachter und Tischler. Geschlossene Zünfte bestanden nur in einigen Städten für die Barbiere, die Weißbäcker, die Glaser (in Kiel und Flensburg), die Schlachter (Flensburg), die Tischler (Flensburg und Eckernförde), die Schmiede und Schlosser (Eckernförde). Außer den geschlossenen Zünften existierten in den Städten noch konzessionierte Freimeister.
Weitere Gewerbe waren nur in einigen Städten und Flecken zünftig, z.B. die Färber in Rendsburg, Kiel und Neumünster, während in den übrigen Städten Holsteins sowie in allen Städten Schleswigs die „Zeugfärberei ein freies städtisches Gewerbe“ war. Die Lohgerberei war ein freies städtisches Gewerbe (jedoch bestand in Altona eine Lohgerberzunft). Die Klempner waren nur zünftig in Kiel, Glückstadt, Altona und Flensburg, während dies für die Maler nur in Altona und Flensburg galt. Die Kupferschmiede waren zünftig nur in Altona, Kiel und Flensburg (jedoch ohne Band- und Verbietungsrecht). Aber nicht alle Zünfte hatten ein Zwangsrecht, so dass in mehreren Städten außer den zünftigen Handwerkern auch unzünftige das jeweilige Handwerk betreiben konnten. Daneben waren nicht wenige Gewerbe in den Städten freigegeben (u.a. Tapezierer, Uhrmacher, Grobbäcker, Buchdrucker). Besonders privilegiert waren die Apotheker, Schornsteinfeger und die Stadtmusikanten. Diese drei „konzessionirte(n) Gewerbetreibende(n) sind meistens Sinekuristen“ – so Baurmeister – „und der Apotheker wie der Schornsteinfeger, von denen es in den kleineren Städten stets nur Einen gibt, haben in der Regel kein anderes Geschäft, als Geld zu häufen, oder zu verstreuen.“ Für diese beiden Gewerbe war eine Lehrzeit von 5-6 Jahren erforderlich; in einer kürzeren Zeit konnte „ein Schornsteinfeger das ‚saubere Handwerk‘ nicht erlernen.“
Für die zünftigen Gewerbe bestanden „Zunftrollen“, nach denen das „Meisterrecht“ durch den „Bürgerbrief“ und das „Meisterstück“ erworben wurde, ohne dass jedoch eine Prüfung der Gesellen und Meister erfolgte. Die Lehrzeit betrug 3-5 Jahre; das Meisterrecht konnte grundsätzlich nicht vor dem 25. oder 26. Lebensjahr erworben werden und setzte voraus, dass der künftige Meister fünf Jahre als Geselle gearbeitet hatte. Weitgehend bestand auch eine Wanderpflicht. Die „Härte“ dieser Privilegien wurde nach Baurmeister „dadurch gemildet, dass der Geselle ‚unter Umständen‘, d.h. auf Empfehlung des betreffenden Beamten, von den Wanderjahren dispensirt werden“ konnte. Wo der Regierung der Zunftzwang „unangenehm war“, benutzte sie „ganz ungenirt das ‚Dispensationsrecht‘“.
Grundsätzlich durfte entsprechend einer VO vom 8.4.1711 wegen Abstellung der bürgerlichen Nahrung auf dem Lande innerhalb der Bannmeile der Städte (drei Meilen auf der Geest, zwei Meilen in der Marsch) kein Handel und kein sonstiges bürgerliches Gewerbe betrieben werden. Hinsichtlich des Gewerbebetriebs auf dem Land galt der Grundsatz, „dass überhaupt in den Landdistricten Niemand, ohne mit einer kgl. Concession versehen zu sein, ein Handwerk oder bürgerliches Gewerbe treiben darf“. Die Gewerbegesetzgebung hinsichtlich der Konzessionen war „bodenlos“: „Meistens hängt die Bewilligung von Concessionen vom Eigenwillen des Beamten ab, der sich weder durch entgegenstehende Rechte [...] noch durch Bitten und Klagen beirren lässt. Es werden, mit Ausnahme einiger wenigen Districte außerhalb und innerhalb der Bannmeile so viele und so wenige Gewerbetreibende concessionirt, wie den Beamten gut dünkt, und wem man wohl will, dem legt man zwei, drei, vier Concessionen in die erkenntliche Hand, ungeachtet durch Herkommen und Gesetz die Ertheilung mehrer Concessionen an eine und dieselbe Person verboten ist.“ Das Minimum und Maximum der für die einzelnen Distrikte zu erteilenden Gewerbekonzessionen war nur in vier Fällen festgelegt; „in allen übrigen ist Beamtenmeinung nur die alleinige Norm“. Der konzessionierte Landhandwerker durfte seine Handwerksarbeiten nur in seinem Wohnbezirk vornehmen. Die Haltung von Gehilfen und zünftigen Gesellen war nur unter „ganz besonderen Umständen“ erlaubt: So die Regel: „Wie aber keine Regel ohne Ausnahme“, so Baurmeister, „so geniren sich die Landhandwerker in der Regel wenig, Gehülfen und selbst zünftige Gesellen zu halten.“ Daneben arbeiteten auf dem Lande zahlreiche nicht konzessionierte Handwerker, gegen die von der Obrigkeit nur selten eingeschritten wurde.
Nach einer Verfügung vom 29.1.1820 konnten die Bürger der Städte und zunftberechtigten Flecken ohne Konzessionierung Fabriken und Manufakturen betreiben, wogegen dies auf dem Lande eine Konzessionierung erforderte. Der Handel galt als städtisches Gewerbe und war in den Landdistrikten innerhalb der Bannmeilen verboten. Jedoch wurden auch für den Handel außerhalb der Städte Konzessionen bewilligt. Der Hausierhandel auf dem Lande war nach dem sog. Hökerpatent vom 14.11.1826 nur für bestimmte Waren gestattet.

2. Petitionen auf Erlass einer Gewerbeordnung
Seit 1835/36 reichten Mitglieder der schleswigschen und holsteinischen Ständeversammlungen Petitionen ein, welche den Erlass einer Gewerbeordnung zum Ziel hatten. 1840 wurde die Petition eines ständischen Mitglieds eines ländlichen Wahlbezirks der Schleswiger Stände – Rathmann Hamckens – von einem Ausschuss beraten, über dessen Vorschläge die Ständeversammlung am 8.12.1840 entschied. Die Mehrheit der Ausschussmitglieder befürwortete die Auflösung der bisherigen Zünfte. Für jedes Gewerbe sollte eine neue Gesamtzunft gegründet werden mit Tochterzünften in den einzelnen Regionen. Niemand sollte ein Handwerk betreiben, wenn er nicht einer Zunft angehörte und die Gesellen- oder Meisterprüfung bestanden hatte. Alle Beschränkungen der Handelsfreiheit sollten entfallen. Die einzuführende Fabrikfreiheit sollte nur aus polizeilichen Gründen eingeschränkt werden können. Das Ausschussmitglied Berwald aus Schleswig lehnte in einem Minderheitsvotum die Vorschläge der Mehrheit ab: „Die Freigebung der bürgerlichen Gewerbe auf dem Lande, welche einen jeden Wechselverkehr zwischen Stadt und Land vernichten und demnach unfehlbar den Untergang der Städte und Flecken zur Folge haben würde, legt sich auch durchaus nicht als ein nothwendiges Bedürfniß dar; indem die für die Bedürfnisse des Landmanns notwendigen Gewerke usw. demselben bereits in dem erforderlichen Umfange zuständig sind.“ Nach seinem Antrag sollten die von der Mehrheit vorgeschlagenen Grundsätze zu einer Gewerbeordnung „nur unter Erhaltung der den Städten und zunftberechtigten Flecken zustehenden Handels- und Gewerb-Gerechtsame beantragt werden.“ Der Antrag des Ausschusses wurde mit 34 gegen 6 Stimmen abgelehnt und stattdessen dem Antrag von Dr. Gülich (Abgeordneter von Apenrade) mit 27 gegen 13 Stimmen stattgegeben, den Ständen einen „Gesetzentwurf, betreffend die Freigebung und Regelung der Gewerbe, unter möglichster Berücksichtigung der Bedürfnisse des platten Landes, so wie der Interessen der Städte“ vorzulegen. Nach Meinung der Minderheit, die teilweise für geschlossene Zünfte eintrat, sollte die Regierung vor der Aufstellung des Entwurfs die Ständeversammlung in den Stand setzen, „sich über diejenigen Grundsätze auszusprechen, die einem so wichtigen, und in alle bürgerlichen Verhältnisse tief eingreifenden Gesetzes zur Basis dienen müssen.“
Die holsteinischen Stände befassten sich in der Session 1842 mit der Präposition des Abgeordneten Diederichsen aus einem ländlichen Wahlbezirk, eine zeitgemäße Gewerbeordnung zu entwerfen und den Ständen vorzuschlagen. Der Ausschussbericht stellte vornehmlich auf die Abschaffung des „Concessionirens und unzünftiger Handwerker“ ab. Zünftige Meister und Gesellen sollten sich „überall sich niederzulassen befugt“, jedoch auch verpflichtet sein, sich der nächstgelegenen Zunft anzuschließen. Aus Zeitmangel verzichteten die Stände, die Vorschläge des Ausschusses zu beraten und eine Petition an den König zu verabschieden.

III. Der Entwurf einer Gewerbeordnung von 1844
1. Inhalt des Entwurfs
1844 legte die Regierung den beiden Ständen den Entwurf einer Gewerbeordnung für die Herzogtümer mit insgesamt 104 Bestimmungen und einer ausführlichen Begründung vor. Nach § 1 des Entwurfs sollten aufgehoben werden „die Beschränkung gewisser Gewerbe auf die Städte und Flecken, und das mit Gewerbeberechtigungen, welche Zünften und Innungen zustehen, bisher verbundene Recht, andere von dem gleichartigen Gewerbebetriebe oder von dem Handel mit gewissen Handwerksarbeiten entweder ganz auszuschließen, oder dieselben darin zu beschränken“. Das „Hökerreglement von 1826 sowie das Verbot für die Handeltreibenden auf dem Lande, ihre Waren aus dem Auslande zu beziehen, und das Verbot des Bezugs der Jahrmärkte für die Handwerker auf dem Lande“ sollten ebenfalls aufgehoben werden (§ 10). Die Gewerbebetriebe „auf dem platten Lande“ sollten eine Gewerbeabgabe entrichten, die zur Hälfte den Städten nach Verhältnis ihrer Einwohnerzahl als Entschädigung zugutekommen sollte (§ 5). Die bestehenden Handwerkszünfte sollten weiterhin bestehen können, jedoch war auch die Errichtung neuer Zünfte mit Genehmigung der Regierung möglich (§ 86). Die Beschränkung einzelner Zünfte auf eine bestimmte Zahl von Meistern wurde aufgehoben.
Nach den Gesetzesmotiven war die „Herstellung völlig unbeschränkter Gewerbefreiheit“ nicht ratsam, vielmehr sollte die Ausübung der wichtigsten Handwerke abhängig sein von dem Nachweis „der durch eine öffentliche Prüfung bewährten gehörigen Kunde des Handwerks“ oder „durch die Erwerbung des Meisterrechts bei der an dem Orte, wo jemand das Handwerk zu betreiben beabsichtigt, etwa vorhandenen Zunft dieses Gewerbes“ (§ 27 Abs. 1). Eine Prüfung durch die Zünfte war nicht mehr obligatorisch; vielmehr sollte die Prüfung auch alternativ durch örtliche Gewerbeausschüsse erfolgen können. Die Zulassung zur Meisterprüfung setzte die Vollendung des 24. Lebensjahres voraus. Der sog. Probemeister musste ein Meisterstück anfertigen oder eine Meisterprobe ablegen. Durch den Meisterbrief wurde der Inhaber berechtigt, „selbständig als Meister, oder als Meistergeselle für einen Unternehmer, an seinem Wohnorte, und von da aus auch in den übrigen Städten und Flecken und für deren Einwohner, wie auch überall in den Landdistricten und für deren Bewohner auszuüben“ (§ 37 des Entwurfs). Ausführlich geregelt war die Rechtsstellung der Lehrlinge, Gehilfen und Gesellen (§§ 45 ff.). Die Befugnis, diese zu halten, stand jedem, der zur „selbständigen Betreibung eines Gewerbes in einer Stadt oder Flecken“ berechtigt war. Niemand durfte als Handels- oder Handwerkslehrling angenommen werden, „der nicht konfirmirt, oder wenn er nicht protestantischer Confession ist, 16 Jahre alt ist“ (§ 64). Eine Prüfung am Ende der Lehrlingszeit war nicht vorgesehen; auch eine Pflicht zum Wandern sollte nicht stattfinden. Nach § 78 war es Gesellen und Gehilfen nicht gestattet, „besondere Verbindungen und Vereine zu bilden oder Zusammenkünfte zu halten“ (§ 78). Besondere Gesellenherbergen waren nur „bei Gastwirthen von erprobter Zuverlässigkeit“ zu dulden (§ 79).

2. Die Stellungnahme der schleswigschen Ständeversammlung zum Entwurf von 1844
Nach der Berichterstattung durch einen Ausschuss und einer sehr kontroversen Diskussion der Ständeversammlung kam es zu 102 Einzelabstimmungen. Fast einstimmig waren die Stände (36 gegen 3 Stimmen) der Ansicht, dass es „weder nothwendig noch nützlich sein wird, das Princip des freien Verkehrs auch auf den Waarenhandel, die Hökerei und den Fabrikbetrieb anzuwenden“. Das Hökereireglement von 1826 sollte bestehen bleiben, d.h. der Handel auf dem Lande nicht freigegeben werden, mit der Modifikation, dass dem Höker gestattet sein sollte, seine Waren auch vom Ausland direkt zu beziehen und ihm auch „nach Maaßgabe des localen Bedürfnisses, auf Ansuchen auch der Handel mit Caffee, The und Zucker gegen Erlegung der doppelten Recognition zugestanden“ werden (35 gegen 6 bzw. 30 gegen 11 Stimmen). Bei der Erteilung von Handels- und Hökereikonzessionen sollte nur das „Localbedürfniß“ maßgebend sein; bei Fabrikkonzessionen sollte die „vermeidliche Beeinträchtigung des städtischen Handels und Fabrikbetriebes in Betracht“ gezogen werden. Sollte der Warenhandel, die Hökerei und die Betreibung von Fabriken gänzlich freigegeben werden, so sollten die Gewerbetreibenden, die sich innerhalb einer halben Meile (Bannbezirk) von dem Bezirk einer Stadtgemeinde niederließen, eine höhere Gewerbeabgabe entrichten (35 gegen 6 Stimmen). Anträge, die „öffentliche Musikbetreibung“ und die Errichtung von Privaterziehungsanstalten und Lehranstalten freizugeben, wurden abgelehnt (31 gegen 10 bzw. 32 gegen 7 Stimmen). Ebenfalls abgelehnt wurde der Antrag, Gewerbeausschüsse zur Prüfung der Handwerker nur in Flensburg und Schleswig einzurichten (30 gegen 11 Stimmen).
Nicht gebilligt wurde auch der Antrag, zur Meisterprüfung zwei bis drei Meister des jeweils in Betracht kommenden Gewerbes hinzuzuziehen (26 gegen 15 Stimmen). Eine Wanderpflicht der Gesellen wurde mit 31 gegen 10 Stimmen abgelehnt. Sehr umstritten war die Frage, ob die Ablösung bzw. Entschädigung der Inhaber der „Amtsstellen geschlossener Zünfte“, die „nach ausdrücklicher Bestimmung der Zunftartikel oder anerkanntem Herkommen verkauft, verpfändet und vererbt werden können“ (§ 88 des Entwurfs), vorschussweise vom Staat oder von allen Meistern des jeweiligen Handwerks zu tragen war (so der Entwurf § 90), welch letzteres von der Mehrheit (22 von 41 Ständemitgliedern) gebilligt wurde. Eine Minderheit von 8 Ständemitgliedern wünschte nach dem für den König bestimmten Separatgutachten, den ihrer Ansicht nach noch nicht hinreichend diskutierten Entwurf nicht in Kraft zu setzen und diesen vielmehr den Ständen 1846 nochmals vorzulegen. Eventuell schlugen sie vor, die den Städten in § 5 zugebilligte halbe „Gewerbsabgabe“, die auch als „gehässig“ angesehen werden könne, durch den Wegfall der sog. „Steinpflugabgabe“ voll zu ersetzen. Landhandwerker sollten innerhalb der ersten Viertelmeile rings um die Stadt zur „Verhütung einer bedrohlichen Konkurrenz“ nur in der bisherigen Zahl sich niederlassen dürfen. Die vorschussweise Entschädigung der Mitglieder geschlossener Zünfte sollte durch die Staatskasse getragen werden.

3. Die Beratung des Entwurfs durch die holsteinischen Stände 1844
Die holsteinischen Stände begannen mit der Beratung des Entwurfs erst, nachdem die Schleswiger Stände ihre Stellungnahme zum Gewerberecht abgeschlossen hatten. Die Schlussberatung mit der Abstimmung über die eingereichten Anträge erfolgte in der Sitzung vom 20.12.1844, bei der 47 Mitglieder anwesend waren. Abgelehnt wurde der Antrag, den Entwurf auf den Handwerksbetrieb zu beschränken (31 gegen 15 Stimmen). Entsprechend dem Schleswiger Votum sollte der Warenhandel auf dem Lande nicht freigegeben werden (27 gegen 19 Stimmen). Für die Hökerei sollten in erweiterter Fassung das Reglement von 1826 gelten (40 gegen 6 Stimmen) und das Verbot für die ländlichen Handwerker, die Jahrmärkte zu besuchen, aufgehoben werden (39 gegen 7 Stimmen). Die im 17./18. Jahrhundert gegen erhebliche Zahlungen erworbene uneingeschränkte Gewerbefreiheit in Süder- und Norddithmarschen sollte bestehen bleiben; eine Gewerbeabgabe sollte für die ländlichen Gebiete nicht erhoben werden. Wie nach dem Schleswiger Votum sollte der Musikbetrieb nicht freigegeben werden (28 gegen 18 Stimmen). Die Meisterprüfungen durch die städtischen Gewerbeausschüsse, dem auch zwei Handwerker des jeweils in Betracht kommenden Handwerks angehören sollten (26 gegen 20 Stimmen), sollten nur Ostern und Michaelis jeden Jahres stattfinden. Eine Konzentration auf zwei oder sechs Prüfungsausschüsse wurde abgelehnt (25 gegen 21 bzw. 39 gegen 7 Stimmen). Ein Verzeichnis von Probearbeiten für jeden der gedachten Handwerke sollte durch die Regierung aufgestellt werden (so bereits § 20 Abs. 3 des Entwurfs; mit veränderter Fassung mit 45 gegen 1 Stimmen angenommen).
Zur Aufnahme eines Handwerkers in eine Zunft sollte es deren Genehmigung bedürfen (41 gegen 4 Stimmen); den Landhandwerkern sollte untersagt werden, in den Städten ihr Handwerk zu betreiben und ihre Waren außerhalb der Jahrmarktszeit in Städten oder Flecken abzusetzen. Statt der in § 48 für Gewerbetreibende, die in der unmittelbaren Nähe von einer Viertelmeile wohnten, vorgesehene doppelte Gewerbeabgabe sollte für Handwerker in dieser Zone ein Niederlassungsverbot gelten (27 gegen 18 Stimmen). Die Rechtsstellung des Lehrlings wurde leicht gestärkt, indem die Auflösung des Lehrverhältnisses wegen Pflichtverletzungen des Lehrherrn über Schadensersatzansprüche die „richterliche Behörde“ entscheiden sollte (einstimmig). Eine Wanderpflicht für einige Handwerksberufe wurde mit 32 gegen 11 Stimmen abgelehnt. In sämtlichen Landdistrikten sollten Gewerbevereine gebildet werden. Die Inhaber der veräußerlichen Amtsstellen sollten nicht durch die jeweiligen Handwerker und vorschussweise durch die Städte entschädigt werden, sondern allein durch den Staat (40 gegen 4 Stimmen). Als Entschädigung der Städte und haussteuerpflichtigen Flecken sollte diesen der volle Betrag der Gewerbeabgaben aus dem flachen Lande „nach Verhältnis der ihnen gegenwärtig zustehenden Bannrechte“ zustehen. Der Entwurf sollte nach den vorgeschlagenen Modifikationen erlassen werden (28 gegen 16 Stimmen), jedoch die Regierung den „endlichen Beschluss über den Gesetzentwurf vorläufig“ aussetzen und „der nächsten Ständeversammlung einen in Übereinstimmung mit den gemachten Anträgen veränderten Entwurf zur ferneren Beratung vorzulegen“ (26 gegen 18 Stimmen). 

Der revidierte Regierungsentwurf zu einer Gewerbeordnung von 1846
Die Regierung legte den Ständen 1846 den Entwurf der Gewerbeordnung in abgeänderter Fassung wieder vor. Nach § 2 sollte der Warenhandel mit Ausnahme des Hökereihandels den Städten im bisherigen Umfang vorbehalten bleiben, nicht aber wie gewünscht, der Fabrikbetrieb. Der Hökerhandel sollte allerdings nur eingeschränkt zulässig sein. Den Städten sollte die Hälfte der ländlichen Gewerbeabgaben und nicht, wie beantragt, in voller Höhe zustehen. Den Landschaften Norder- und Süderdithmarschen sollte keine Befreiung von den ländlichen Gewerbeabgaben zustehen. Die Entschädigung der Inhaber der Amtsstellen geschlossener Zünfte, die veräußerlich waren, sollten nicht durch den Staat, sondern durch alle Handwerker, die das betreffende Gewerbe betrieben, erfolgen (§ 93 des Entwurfs). Die von Schleswiger Ständen gewünschte Zulässigkeit des Schrotens von Korn zur eigenen Viehwirtschaft wurde abgelehnt mit der Begründung, dass die „Müllerei“ in der Vorlage nicht geregelt werde. Die Bildung besonderer Prüfungsausschüsse wurde abgelehnt, dagegen der ständische Vorschlag, dem festen Gewerbeausschuss jeweils zwei Meister des in Betracht kommenden Gewerbes zuzuordnen, berücksichtigt. Nach der Regelung in § 29 Abs. 1 Ziff. 2 sollte die Zunftprüfung allgemein anerkannt werden. Den Landhandwerkern sollte es entgegen dem Antrag der holsteinischen Stände nicht untersagt sein, „in den Städten ihr Handwerk zu treiben und ihre Waren außerhalb der Jahrmarktszeiten in Städten und Flecken abzusetzen“. Der Distrikt um die Städte und Flecken, in denen die Gewerbeabgabe verdoppelt werden sollte, wurde entsprechend dem holsteinischen Antrag auf eine halbe Meile erweitert.
In § 37 Abs. 2 des Entwurfs von 1844 war vorgesehen, dass, wenn ein Meister „später“, d.h. nach der Meisterprüfung sich in einer anderen Stadt, wo ein Gewerbeausschuss bestand, zur Ausübung seines Gewerbes niederlassen wollte, die Obrigkeit darüber entscheiden sollte, ob auch dieser sich einer neuen Meisterprüfung durch den Gewerbeausschuss des Orts der beabsichtigten Niederlassung zu unterziehen habe. Mit dieser Regelung sollten die Gewerbeausschüsse kleinerer Städte von zu geringen Prüfungsanforderungen abgehalten werden. Den Ständen erschienen diese Beschränkungen nicht erforderlich bzw. zu weitgehend. Entsprechend dem Antrag der Schleswiger Stände wurde in dem Entwurf von 1846 deshalb die Regelung von 1844 dahin eingeschränkt, dass, wenn ein Meister, „ehe er sein Gewerbe an dem Orte seiner ersten Niederlassung 2 Jahre lang selbständig ausgeübt hat“ sich in einer anderen Stadt, in der Gewerbeausschuss bestand, zur Ausübung seines Gewerbes niederlassen wollte, von ihm eine weitere Meisterprobe sollte verlangt werden können.
Diese Übersicht über die Änderungen des Entwurfs zeigt, dass den Regierung den ständischen Wünschen nur zum Teil entgegengekommen war und an den Grundentscheidungen des Entwurfs von 1844 festhielt. Zu einer Begutachtung des Entwurfs kam es nur bei den Schleswiger Ständen, deren Ausschuss die abgeänderten Bestimmungen im Wesentlichen billigte. Allerdings wandte sich der Ausschuss erneut gegen die Freigabe der Fabrikbetriebe und des Hökereihandels, der eingeschränkt werden sollte. Für den Fall, dass die Regierung außer dem Handwerksbetrieb auch den Handel und den Handwerksbetrieb freigab, verlangte der Ausschuss eine höhere Entschädigung in Höhe der vollen Steinpflugabgabe. Zu einer Beratung über den Entwurf kam es nicht mehr, da die Ständeversammlungen wegen der massiven Gegensätze zwischen den Eiderdänen und der Kopenhagener Zentrale und den „deutschen“ Schleswig-Holsteinern ein vorzeitiges Ende fanden.

4. Die weitere Entwicklung bis 1864
Die Regierungsentwürfe von 1844/46 zu einer Gewerbeordnung hätten den Fürstentümern trotz einiger temporärer Einschränkungen weitgehend die Gewerbefreiheit gebracht und zugleich mit der Aufrechterhaltung der Zünfte und dem Erfordernis der handwerklichen Meisterprüfung eine Ordnung des Gewerbewesens gebracht, die im Deutschen Reich nach Einführung der vollen Gewerbefreiheit erst mit der Novelle von 1898 zur Gewerbeordnung verwirklicht wurde.
1854 wurde in den Herzogtümern der Mühlenzwang aufgehoben und die Anlage von Mühlen von einer Konzession abhängig gemacht. Grundsätzlich bestand jedoch der rückständige Zustand des Gewerbewesens weiter. Baurmeister stellte am Schluss seines Beitrags von 1859 über das Gewerbewesen in den Herzogtümern folgende Fragen: „Wie verhält sich die Zahl der Gewerbetreibenden zur Volkszahl, der städtischen Gewerbetreibenden zur der ländlichen, der zünftigen Handwerker zu der der unzünftigen, die Zahl der concessionirten Handwerker zur Zahl der Freiarbeiter und Freischleicher? Aus welchen Arbeiterclassen werden vorzugsweise die Armenanstalten recrutirt? In welchen Gewerbeständen herrscht verhältnißmäßiger Wohlstand, in welchen Noth und Elend? Aus welchen gehen verhältnißmäßig die meisten Verbrecher hervor? Wie viele junge Handwerker werden durchschnittlich jährlich durch den Wanderzwang moralisch zugrunde gehetzt, wie viele zur Verzweiflung gebracht, weil die geschlossene Zunft sie von sich stößt?“ Ließen sich diese Fragen beantworten, so würde sich folgendes Bild ergeben: „Ein Augiasstall, mit dessen Reinigung fanatische Zünftler, Concessionsfreunde und Gewerbeordnungsschwärmer sich abmühen, - ein Bild, bei dessen Beschau der Unbefangene ausrufen würde: ‚Eitles Gebahren!‘ Der Misthaufe ist nur zu beseitigen durch den breiten Strom der Gewerbefreiheit!“
Bis in die 70er Jahre des 19. Jahrhunderts bestanden in den Herzogtümern nur wenige Aktiengesellschaften. Die Gründung solcher Gesellschaften unterlag grundsätzlich keinem Konzessionszwang; insbesondere ging Falk von der Lehre der freien Körperschaftsbildung aus. Auf der anderen Seite bedurfte eine Aktiengesellschaft, sofern sie als juristische Person mit Haftungsbeschränkung auftreten oder bestimmte Privilegien (beispielsweise ein Monopol) erlangen wollte, der staatlichen Verleihung der Korporationsrechte. Ausdrücklich vorgesehen war eine detaillierte Konzession für die Gründung von Aktiengesellschaften zum Betrieb von Eisenbahnen entsprechend dem Eisenbahngesetz von 1840. Einer gewerberechtlichen Konzession bedurften auch Aktiengesellschaften, die einen Fabrikbetrieb betreiben wollten wie beispielsweise die 1829 konzessionierte Rendsburger Carlshütte für den Betrieb der Eisengießerei.

4. Die Einführung der Gewerbefreiheit durch Preußen
Die vollständige Gewerbefreiheit wurde in der von Preußen neu geschaffenen Provinz Schleswig-Holstein sukzessive 1867/69 eingeführt, und zwar zunächst durch eine Verordnung vom 23.9.1867. Bereits durch Verordnung vom 29.3.1867 war die Gewerbefreiheit in den Gebieten von Hessen-Kassel und des Königreichs Hannover eingeführt worden. Unter dem 8.4.1867 hatte der preußische Handelsminister Itzenplitz den Oberpräsidenten der Provinz Schleswig-Holstein Carl v. Scheel-Plessen aufgefordert, Vorschläge zur Aufhebung der „lästigen Beschränkungen in der Betreibung der Gewerbe“ zu unterbreiten. Scheel-Plessen (geb. 1811 auf Gut Sierhagen bei Neustadt/Holst.) hatte hohe Ämter in der dänischen Zeit der Herzogtümer innegehabt und dürfte mit dem zersplitterten und veralteten Gewerberecht der Herzogtümer vertraut gewesen sein. Unter dem 24.7.1867 unterbreitete er dem Innenminister einen detailliert begründeten Gesetzentwurf, nachdem er den Regierungspräsidenten von Schleswig, Constantin v. Cedlitz-Neukirch (1813-1889) gehört hatte, der ebenfalls einen Verordnungsentwurf, „den Betrieb stehender Gewerbe in den Herzogtümern Schleswig und Holstein betr.“ ausgearbeitet hatte.
v. Plessen sprach sich wie v. Cedlitz für eine Aufhebung der gewerbebetrieblichen Beschränkungen im Verordnungswege ohne Einschaltung des Parlaments aus. In seinem Schreiben an den Handelsminister beschäftigte er sich mit drei Fragen:
„I. Welche Beschränkungen im Gewerbeverkehr erheischen dringend eine baldige Aufhebung?
II. Inwiefern werden durch diese Aufhebung Privatrechte verletzt und: ob und in welcher Weise würde eine Entschädigung hierfür zu gewähren sein?
III. Welche anderweitigen Maßnahmen sind im öffentlichen Interesse in Folge der Aufhebung von bestehenden Beschränkungen der Gewerbe- und Handelsbetriebe nothwendig?“
Im zweiten Teil seines Gutachtens stellte v. Plessen fest, dass, wenn die lästigen Beschränkungen des Gewerbebetriebes aufgehoben würden, „nothwendig auch diejenigen Exclusivberechtigungen, anderen die Ausübung eines Gewerbes zu untersagen, welche vollständige Gerechtsame bilden, und die Natur der Immobilien haben, aufgehoben werden müssen“. Dies seien „die sog. Amtsstellen geschlossener Zünfte, welche nach ausdrücklichen Bestimmungen der Zunftartikel oder nach anerkanntem Herkommen verkauft, verpfändet oder vererbt werden können“. Deren Aufhebung ohne Entschädigung des Inhabers dieser Rechte würde allerdings „durch nichts gerechtfertigt sein“.
Über die Notwendigkeit einer bereits in der Gewerbeordnung von 1845 vorgesehenen Entschädigung konnte nach Plessen kein Zweifel bestehen. Für ihn ging es nur noch um die Frage, wie entschädigt werden sollte und wer die Entschädigung aufzubringen hatte. Für die Ermittlung der Höhe der Entschädigung sollten die §§ 7 ff. des Entschädigungsgesetzes von 1845 maßgebend sein. Allerdings lehnte er die Regelung dieses Gesetzes insoweit ab, wonach die Entschädigung durch die Gemeinde oder die betreffenden Gewerbe erfolgen sollte. Seines Erachtens musste der Standpunkt des Gesetzgebers in gewerblicher Beziehung „heute in den Tagen des durch Eisenbahnen, Telegraphen und freien Vereinbarungen aller Art erleichterten und beschleunigten Verkehrs ein wesentlich anderer sein als es im Jahre 1845, wo zum Theil noch die einfachen Auffassungen patriarchalischer Zustände maßgebend waren“. Vom „heutigen Standpunkte“ würde die Aufbringung durch das jeweilige Gewerbe selbst eine „schreiende und harte Ungerechtigkeit“ sein. Auch eine Entschädigung durch die Städte, größere Distrikte oder die Provinz selbst kam nach Plessen nicht in Frage, da hierzu der Beweis zu führen wäre, dass gerade diese „größere Vortheile“ von der Aufhebung der in Rede stehenden Exklusivberechtigungen hätten.
Vielmehr befürwortete v. Plessen eine Entschädigung durch den preuß. Fiskus: „Die Herzogthümer sind Glieder des preußischen Staatskörpers geworden. Die hier in Rede stehenden Maßnahmen berühren nicht bloß die Herzogthümer, sondern sie berühren bei der stattfindenden engen Verschmelzung den ganzen Staat“. Deshalb sei es „eine Forderung der Gerechtigkeit, dass der Staat als solcher die Entschädigung übernimmt, welche nothwendig wird durch Maßregeln, welche zum Wohle des Ganzen getroffen werden“. Der Staat dürfte „durch Aufhebung der Gewerbebeschränkungen im Laufe der Zeit an der Gewerbesteuer mehr gewinnen, als er zur Entschädigung für die Aufhebung der Exklusivberechtigungen zu geben haben möchte“. In den Herzogtümern würde die Übertragung der Entschädigung auf „andere Schultern als die des Staates“ das Rechtsbewusstsein, das Vertrauen zu dem alten bewährten preußischen Wahlspruch: „suum cuique“ dauernd schädigen und sich auf eine lange Zukunft hin als nachteilig erweisen. Gleichzeitig mit dem Aufhebungsgesetz sollte ein Entschädigungsgesetz publiziert werden. Anderenfalls – so Plessen – werde den Gegnern der Regierung eine „bequeme Waffe zu Verdächtigungen und Agitationen an die Hand gegeben“.
Notwendig waren nach v. Plessen und v. Cedlitz Bestimmungen, welche die Gewerbefreiheit aus polizeilichen Gründen einschränken. v. Cedlitz schlug hierzu als § 7 vor: „Zum Beginn des selbständigen Betriebes eines stehenden Gewerbes ist eine obrigkeitliche Erlaubniß erforderlich, welche jedoch in der Regel nur aus polizeilichen Gründen oder im Interesse der öffentlichen Wohlfahrt zu versagen ist“. Nach v. Plessen würde eine solche Bestimmung dem „wohlthätigen Gesetze von vornherein großes Misstrauen bringen“. Außerdem würden die Obrigkeiten gar keinen Anhalt haben für „die Verweigerung oder Ertheilung der Erlaubniß“. Polizeiliche Gründe „im Interesse der öffentlichen Wohlfahrt“ seien so dehnbare Begriffe, dass „die Erlaubnis je nach der subjektiven Auffassung der Obrigkeiten sehr eingeschränkt oder weit ausgedehnt werden kann und dass bei den verschiedenen Auffassungen, die in Wirklichkeit vertreten würden, die Klagen über Willkür bald allgemein werden dürften“. v. Plessen hielt in dieser Beziehung bestimmte Normen, die im Interesse der „Allgemeinheit nothwendig“ seien, „im Gesetze auszusprechen für unerlässlich“, und empfahl hierzu im Wesentlichen die Bestimmungen der Gewerbeordnung von 1845 als zweckmäßig. Nach § 12 des Entwurfs von v. Plessen sollte zum Betrieb der Gast- und Schankwirtschaft oder eines Kleinhandels mit geistigen Getränken „ein Erlaubnißschein der Polizei-Obrigkeit erforderlich“ sein. Es war nach v.Plessen zweckmäßig, für die Städte und Flecken, für welche „die schrankenlose Freiheit des Ausschanks mit geistigen Getränken und die Anlegung von Schank- und Gastwirtschaften kein Segen gewesen ist (bei der Einführung der Gewerbesteuer hat sich herausgestellt, dass in Altona allein 800 solcher Wirtschaften bestehen), eine neue Beschränkung unter Berücksichtigung der obwaltenden Verhältnisse einzuführen und in den übrigen Ortschaften in dieser Beziehung die Nothwendigkeit der polizeilichen Erlaubniß beizubehalten“.
In seinem Antwortschreiben von Ende Juli 1867 gab der Handelsminister zu bedenken, ob es nicht „zulässig“ sein möchte, die entschädigungspflichtigen Gewerbeberechtigungen bestehen zu lassen, bis ein Entschädigungsgesetz vom Landtag verabschiedet worden sei. Auch die Bestimmungen über das Schankgewerbe sollten im Hinblick auf die Revision der Gewerbeordnung von 1845 bestehen bleiben. Plessen sandte auf Vorschlag des Handelsministers einen seiner Regierungsräte nach Berlin. In dem umgearbeiteten Entwurf blieb zwar das Erfordernis einer Konzession für das Schankgewerbe bestehen (§ 11). In § 15 des Entwurfs sollte geregelt werden, dass die „auf privatrechtlichem Titel beruhenden Zwangs- und Bannrechte und ausschließlichen Gewerbe-Berechtigungen nicht berührt werden sollten“. Insbesondere sollten bestehen bleiben die Zwangs- und Bannrechte und die „ausschließlichen Gewerbeberechtigungen“ der Inhaber derjenigen Amtsstellen geschlossener Zünfte, die „nach ausdrücklicher Bestimmung der Zunftartikel oder anerkanntem Herkommen verkauft, verpfändet oder vererbt werden können“ (so auch § 15 der VO).
Nach Bismarck sollte der VO-Entwurf als Gesetzentwurf im Landtag eingebracht werden. Hiergegen wandte sich der Handelsminister Itzenplitz, der darauf hinwies, dass der Landtag die Vorlage wohl im Hinblick auf die zukünftige Gewerbeordnung zurückweisen würde. Eine „objektive und erfolgreiche“ Erörterung der neuen Gewerbeordnung stehe nur dann in Aussicht, „wenn sich die Verschiedenheiten des Gewerbewesens in den einzelnen Landesteilen wenigstens einigermaßen genähert haben“. Die Gewerbeverfassung der Herzogtümer sei jedoch, wenn die Verordnung nicht ergehe, eine noch so „mittelalterliche“, dass sie mit dem Gewerberecht in den übrigen neuen Landesteilen „nicht in der entferntesten Verwandtschaft zu den anderen Gewerbeverfassungen in der Monarchie steht“. Auch im Hinblick auf die Einführung der Gewerbesteuer in Schleswig-Holstein sei die Einführung der Gewerbefreiheit erforderlich. Wenn Bismarck mit seinem Vorschlag den bevorstehenden Landtagswahlen „ein Agitationsmittel“ entziehen wolle, dann würde das Gegenteil eintreten: „Solange die Ungewissheit dauert, werden die gegenwärtig geschützten Interessen solidarisch für ihre Privilegien eintreten und die kleinern Gewerbetreibenden in den Städten und auf dem platten Lande nicht zu Worte kommen lassen“. Itzenplitz versprach sich vom Erlass der VO eher eine „Beruhigung der Gemüther“ in Schleswig-Holstein. In der Sitzung des Staatsministeriums am 20.9.1867 einigte man sich dieses dahin, „dass zunächst und vor definitiver Beschlussfassung der Herr Handels-Minister sich mit dem noch hier anwesenden Ober-Präsidenten Baron v. Scheel-Plessen darüber in Korrespondenz setzen soll, welche Einwirkung die fragliche Maaßregel auf die bevorstehenden Landtagswahlen haben dürfte“. v. Plessen teilte daraufhin v. Itzenplitz mit, dass nach seiner Überzeugung die geplante Verordnung die Landtagswahlen nicht negativ beeinflussen würde.
Damit war der Weg zu Publizierung der Verordnung zum 23.9.1867 über den Betrieb stehender Gewerbe in den Herzogtümern Schleswig und Holstein frei. Nach § 3 der VO sollte „in keiner Stadt und bei keinem Gewerbe“ die Zulassung zum Gewerbebetrieb von dem Besitz des Bürgerrechts abhängig sein. Die Bannrechte der Städte sowie alle ihnen zustehenden gewerblichen Vorrechte wurden aufgehoben (§ 4). In Zukunft sollte jeder Gewerbetreibende „hinfort Gesellen, Gehülfen, Lehrlinge und Arbeiter jeder Art und in beliebiger Zahl halten“ dürfen. Gesellen sollten in der Wahl ihrer Meister „unbeschränkt sein“ (§ 5). Die Verpflichtung der Handwerkergesellen zum Wandern sollte nicht mehr stattfinden; auch sollten wandernde Gesellen „auf besondere Unterstützung von Seiten der Gewerbegenossen“ keinen Anspruch mehr haben (§ 8). Wer einen selbständigen Betrieb eines stehenden Gewerbes anfangen wollte, hatte dies der Gemeinde bzw. der Polizeibehörde mitzuteilen. Diese konnte aus in § 12 aufgezählten Gründen die Erlaubnis des beabsichtigten Betriebs versagen. Die bestehenden Beschränkungen für eine Reihe von Betrieben (Medizinalpersonen, Apotheker, Unternehmer von Privaterziehungs- und Unterrichtsanstalten, das „Preß-Gewerbe“, Makler, „Schiffer“, Schornsteinfeger und Betreiber von gewerblichen Kornmühlen und Ziegeleien) sollten in Kraft bleiben (§ 13). Bestehen blieben, wie bereits erwähnt, auch die auf privatrechtlichem Titel beruhenden Zwangs- und Bannrechte.
Unter dem 17.3.1868 erging für die neuen Landesteile nach einer längeren und sorgfältigen Prüfung der Interessen das Gesetz über die Aufhebung und Ablösung gewerblicher Berechtigungen, das im Wesentlichen die Grundsätze der Gewerbeordnung von 1845 übernahm. Nach § 1 wurden die noch „bestehenden ausschließlichen Gewerbeberechtigungen, d.h. die mit dem Gewerbebetrieb verbundenen Berechtigungen, Anderen den Betrieb eines Gewerbes zu untersagen oder sie darin zu beschränken“, aufgehoben. Die Zwangs- und Bannrechte, die nach § 1 nicht aufgehoben wurden, waren ablösbar, „wenn die Verpflichtung auf Grundbesitz haftet, die Mitglieder einer Korporation als solche betrifft oder Bewohnern des Ortes oder Districts vermöge ihres Wohnsitzes obliegt“ (§ 8 Abs. 1 der VO). Waren dem Zwangs- und Bannrechte die Mitglieder einer Korporation als solche unterworfen, so war nur die Korporation in ihrer Gesamtheit zur Ablösung befugt (§ 10 der VO). In § 12 war für den Verlust der aufgehobenen Berechtigungen eine Entschädigung vorgesehen, die „in Kapital“ zu bestimmen war. Die Entschädigungskapitalien wurden allmählich getilgt; für ausschließliche Gewerbeberechtigungen hatten die Gemeinden 1% und die beitragspflichtigen Gewerbetreibenden 2% des Gesamtbetrags der Entschädigungskapitalien alljährlich aufzubringen (§ 38 Abs. 2). Die Staatskasse war von 1869 an verpflichtet, den Berechtigten auf deren Antrag den Betrag der Entschädigungskapitalien „vorschussweise“ zu zahlen (§ 39 der VO).
Das Gesetz des Norddeutschen Bundes vom 8.7.1868, betreffend den Betrieb der stehenden Gewerbe entsprach im Wesentlichen der preuß. VO von 1867. In § 2 war ausdrücklich bestimmt, dass für den Betrieb eines Gewerbes grundsätzlich ein Befähigungsnachweis nicht mehr erforderlich war und die Unterscheidung zwischen Stadt und Land in Beziehung auf den Gewerbebetrieb und deren Ausdehnung aufhöre. – Eine Neuregelung des Gewerberechts brachte die Gewerbeordnung für den Norddeutschen Bund von 1869, die daran festhielt, dass ein Zwang der Handwerker zum Eintritt in eine Innung nicht stattfinden sollte. Erst nach der Handwerkernovelle zur Gewerbeordnung von 1897 konnten Zwangsinnungen auf Antrag geschaffen werden. Die neu installierten Handwerkskammern bildeten die Prüfungsausschüsse für die Gesellen- und Meisterprüfung, in denen auch die jeweiligen Innungen vertreten waren.

II. Das Gewerberecht in der Hansestadt Hamburg
In Hamburg waren die Zünfte (Ämter) seit Ende des 15. Jahrhunderts geschlossen. In der Folgezeit waren sie weitgehend der Obrigkeit unterstellt und wurden ihr gegenüber durch einen Patron vertreten. 1811 führte Frankreich die dort seit 1791 bestehende Gewerbefreiheit (Patentsystem) in Hamburg ein. 1816 stellte der Senat dann die überkommenen Ämter und Zünfte wieder her; die in der französischen Zeit aufgrund eines Patents zugelassenen Handwerker durften jedoch ihr Handwerk grundsätzlich weiter betreiben. Erst 1835/40 kam ein neues General-Reglement für die Hamburgischen Ämter und Brüderschaften zustande, das wesentlich liberaler war als das vorrevolutionäre Recht – das bis dahin noch anwendbare Reglement stammte von 1711/12. Für die in einer Beilage des Reglements aufgezählten Gewerbe bestand Zunftzwang, der in dem Recht bestand, „den Betrieb eines zunftmäßigen Gewerbes innerhalb der Stadt, allen, welche nicht zur Zunft gehören, oder zu dem Betriebe rechtlich nicht befugt sind, zu untersagen“ (§ 19). Ausführlich geregelt war die Stellung der Lehrlinge und Gesellen, welch letzteren das „Heirathen“ auch „fernerhin durchaus verboten“ war (§ 67. Der Erwerb des Meisterrechts war abhängig von der Erlernung des jeweiligen Gewerbes, wozu außer einer Lehre noch eine mindestens vierjährige Tätigkeit als Geselle einschließlich einer „Wanderzeit“ und die „Verfertigung eines Meisterstücks“ erforderlich waren. Anders als in den Herzogtümern Schleswig und Holstein gab es „keine geschlossenen Gewerbe“ mehr. Deshalb durfte auch die „Zahl der in einem Amte befindlichen Meister kein Grund seyn, einen um das Meisterrecht sich Bewerbenden abzuweisen“ (§ 113). Daneben gab es noch Freimeister (1857: 425) sowie 586 zünftige und „concessionirte Detailhandlungen“. Die Verwaltung der Zünfte erfolgte durch „selbst gewählte lebenslängliche Aelterleute“. Die Einfuhr zünftiger Artikel, die im Ausland „in der Fremde“ oder in den Vorstädten angefertigt worden waren, war verboten. Dagegen waren der Import „im Wege des Großhandels, Verkauf en gros und durch Auktionen“ unbehindert. Der Fabrikbetrieb war von einer Konzession abhängig.
Erst nachdem Hamburg am 28.9.1860 eine moderne Verfassung erhalten hatte, welche die Gewaltenteilung zwischen Rat (Senat) und Justiz sowie erstmals ein gewähltes Parlament (Bürgerschaft) brachten, war der Weg frei für die Einführung der Gewerbefreiheit durch eine Gewerbeordnung. Die Bürgerschaft hatte am 2.4.1862 dem Entwurf zu einem Gewerbegesetz mit 107 gegen 17 Stimmen zugestimmt, der zu großen Teilen auf den Vorarbeiten des bedeutenden Hamburger Juristen und langjährigen Präsidenten der Bürgerschaft Hermann Baumeister zurückgeht. Die Ämter waren vergeblich für lediglich eine Reform der Zunftverfassung eingetreten; diese sollten in Innungen umgewandelt werden, die sich selbst verwalten und einem Gewerbegericht unterstehen sollten. Die bislang erhebliche Erschwerung des Zugangs zum Meisterrecht sollte wegfallen. 1863/64 erlahmte jedoch der Widerstand der Zünfte, nachdem sich auch der Senat grundsätzlich für die Einführung der Gewerbefreiheit ausgesprochen hatte. Jedoch setzte dieser durch, dass die bisherigen zünftigen Korporationen unter Aufhebung des Zunftzwangs „als freie Genossenschaften“ bestehen bleiben, jedoch auch aufgelöst werden konnten (§ 8 der Gewerbeordnung). Am 27.10.1863 verabschiedete die Bürgerschaft die vom Senat teilweise geänderte Vorlage zum Gewerbegesetz mit 96 gegen 41 Stimmen zusammen mit drei weiteren Gesetzen, die mit dem Gewerbegesetz eng zusammenhingen.
Nach dem am 1.2.1865 in Kraft getretenen Gewerbegesetz führte Hamburg die Gewerbefreiheit ein: „Die Privilegien der Ämter und Brüderschaften, einschließlich der Lakenhändler- und Gewandschneider-Sozietät, im Betreff des Betriebes von Gewerben und des Handels mit Gewerbserzeugnissen, wie auch die bestehenden Realgerechtigkeiten, sind aufgehoben“ (§ 1). Der selbständige Betrieb eines oder mehrerer Gewerbe war „ohne Unterschied des Geschlechtes jedem volljährigen oder für volljährig erklärten Angehörigen des Hamburger Staates ohne Beschränkung in der Wahl des Ortes“ grundsätzlich frei (§ 2 Abs. 1). Eine Reihe von Gewerben stand jedoch unter polizeilicher „Kontrolle wie Schornsteinfeger, Droschkenkutscher und der Hausierhandel“. Die Bildung neuer „gewerblicher Genossenschaften oder Verbindungen von Gewerbetreibenden zu gemeinsamen Zwecken“ war zulässig und unterlag nur den bestehenden Gesetzen des Vereinsrechts (§ 13). Die Festsetzung der gegenseitigen Rechte und Pflichten der Gewerbetreibenden und ihres Hilfspersonals einschließlich der Lehrlinge war Gegenstand der „freien Übereinkunft“, von wenigen zwingenden Regelungen abgesehen. Verabredungen der Gewerbetreibenden „wegen gemeinschaftlicher Herabsetzung der Arbeitslöhne oder wegen Ausschlusses einer Classe von Arbeiten, Schließung ihrer Geschäfte u.s.w. so wie Vereinbarungen der Gehülfen zur Erzielung höherer Arbeitslöhne, Niederlegung der Arbeit“ waren nichtig und für die Verabredenden unverbindlich (§ 28). Ein weiteres Gesetz vom 7.11.1863 stellte die Juden den Christen gleich, so dass ein Nachweis ihrer Aufnahme in eine der israelischen Gemeinden in Hamburg nicht mehr notwendig war. Endlich war der Erwerb der Hamburger Staatsangehörigkeit nach einem Gesetz vom selben Tage von der Zahlung einer Aufnahmegebühr von einem bestimmten Vermögen an abhängig. Nach dem 3. Begleitgesetz zum Gewerbegesetz hatte der Staat „bei Wegfall der Ausschließlichkeit des Gewerbebetriebes für die seither bestehenden Realgerechtsamen“ eine Entschädigung durch den Senat zu gewähren. 

III. Das Gewerberecht in Dänemark
In Dänemark bestanden wie in den Herzogtümern Schleswig und Holstein vergleichbare, wenn auch nicht so rigorose Beschränkungen für den Handel und das Gewerbe. Das Zunftrecht spielte nur in Kopenhagen und einigen Städten eine größere Rolle. Ein Reskript von 1761 brachte für die Provinzstädte, in denen es keine geschlossenen Zünfte gab, bereits die Gewerbefreiheit. Eine wichtige Rolle spielten die Freimeister. Zwischen 1815 und 1825 wurde das Freimeistertum beseitigt und die Zünfte sowie das Gewerbemonopol der Städte gestärkt. Ab den 40er Jahren des 19. Jahrhunderts wurde verstärkt die Einführung der Gewerbefreiheit gefordert. Die „drückendsten Probleme“ waren die „Gewerbeprivilegien der Provinzstädte auf Kosten des Handwerks und des Handels auf dem Land sowie die Kopenhagener Zunftinteressen“. Nach § 88 des Staatsgrundgesetzes vom 5.6.1849 sollte „jegliche Beschränkung des freien und gleichen Zugangs zum Gewerbe, die nicht im Gemeinwohl begründet ist“, durch ein Gesetz aufgehoben werden. Dies erfolgte dann durch ein Gesetz vom 29.12.1857, das die Ausübung der gebundenen Korporationen des Handwerks, des Handels und Fabrikbetriebs unter Aufhebung der Handelszünfte ab 1.1.1862 freigab, welch letztere damit ihre Monopolstellung verloren. Die Zünfte sollten bestehen bleiben, sofern die Mehrheit ihrer Mitglieder dies beschloss. Zugunsten der Städte wurde für das Handwerk eine Schutzzone von einer Meile, für den Handel eine solche von eineinhalb Meilen geschaffen, innerhalb derer sich Kaufleute und Handwerker nicht niederlassen durften. Eine größere Änderung des Gesetzes von 1857 das erst 1862 in Kraft trat, brachte erst das Gewerbegesetz von 1931. Nach Carl Baurmeister war das Gesetz von 1857 „kein Gewerbefreiheitsgesetz“, sondern „höchstens eine Gewerbeordnung“, die in der Fassung, welche weder als bürokratisches Meisterstück, noch durch Präzision und Abrundung in der Redaktion hervorrage, „deutlich erkennen lässt, dass Liberalität und Humanität, Fortschritt und Konservativismus miteinander einen Vertrag geschlossen“ haben, „um den Übergang vom Zunftwesen zur vollen Gewerbefreiheit, diesem wahrscheinlichen Ziele der Regierung, möglichst schmerzlos zu machen“.

IV. Das Gewerberecht der Hansestadt Lübeck
Seit der Mitte des 13. Jahrhunderts entstanden in Lübeck um die 50 Zünfte (Ämter), die unter Leitung von Älterleuten standen und vom Rat abhängig waren. Lehrlinge, Gesellen und Meister mussten deutschen Ursprungs und ehelich sein. Die Gesellen, die, wenn sie Meister werden sollten, mussten eine Wanderzeit absolviert und bei einem Meister gewohnt haben. Nach einer dreijährigen Gesellenzeit konnten sie Meister werden, wobei in vielen Ämtern die Zahl der Meister beschränkt war. Im Übrigen war die Erlangung der Meisterwürde mit nicht unerheblichen Kosten verbunden. Erleichterungen zum Zugang zur Meisterwürde bestanden für Meistersöhne; Witwen von Meistern und dessen Töchter konnten das Geschäft weiterführen. Die Ämter waren mit dem kirchlichen Leben durch Brüderschaften eng verbunden. Für einige Gewerbe hatte der Senat auch Freimeister konzessioniert.
1811 wurde in Lübeck, das Teil des französischen Empire wurde und zum Hanseatischen Departement gehörte, das französische Gewerbepatentrecht und damit die Gewerbefreiheit eingeführt. Bereits mit einem Publicandum vom 29.3.1813 stellte Lübeck das frühere Recht wieder her: Alle diejenigen, „welche nach der vorigen Verfassung hiesiger Stadt zu dem einen oder anderen Gewerbe befugt waren und von dieser Befugniß während der französischen Regierung keinen Gebrauch gemacht haben, weil sie keine Patente gelöset, sollen ohne weiteres in ihre vorigen Befugnisse zurücktreten“. Wer ein Gewerbe anfangen wollte, konnte dies nur unter der Voraussetzung tun, „dass er sich den allgemeinen und besonderen Bestimmungen unterwerfe, welche vor dem Eintritt der französischen Regierung gesetzlich waren“. Wer „kraft Patents einen Detailhandel irgend einer Art hier jetzt noch“ trieb, „wozu er sonst nicht berechtigt war“, konnte „solchen noch zwei Monate fortsetzen, sollte sich aber binnen dieser Frist bei dem Senat melden, worauf die näheren Bestimmungen erfolgen sollen“. Wer aufgrund eines Patents ein Handwerk betrieb, das nach der bisherigen Verfassung zünftig war, sollte seinen Betrieb noch bis vier Wochen nach „nächstem Ostern“ fortsetzen.
Ein Jahr später, unter dem 16.4.1814 erschien ein Publicandum, „um die endliche Regulirung dieser Angelegenheit vorzubereiten“. Diejenigen, die aufgrund eines französischen Patents ein Handwerk ausübten, hatten sich, wenn sie „dieses Handwerk fortzutreiben gemeinet sind“, sich binnen vier Wochen bei dem „Wette-Protocollisten“ zu melden. Wer sich nicht binnen dieser Frist meldete, sollte „sofort als unbefugter Arbeiter angesehen und behandelt werden“. – Nach einer „weiteren Notification“ vom 15.6.1814 sollten diejenigen, die „zwar auf Patente gearbeitet, jedoch in vorgedachter Frist“ sich nicht gemeldet hatten, „von nun an“ als unbefugte Arbeiter angesehen und behandelt werden. Diejenigen, welche binnen einer weiteren Frist von sechs Wochen mit der jeweiligen Innung keine Vereinbarung getroffen hatten, sollten sich sofort nach Ablauf der Frist mit ihren Anträgen an den Rat wenden, „welchemnächst rücksichtlich nach Maaßgabe der Umstände endliche Resolution erfolgen soll“.
Erst zum 1.1.1867 führte Lübeck mit dem Gewerbegesetz vom 5.10.1866 die Gewerbefreiheit ein. Der hierfür maßgebende Gesetzentwurf stammte von einer gemeinsamen Kommission von Senat und Bürgerschaft, die im März 1865 ihre Beratungen aufnahm und unter dem 27.3.1866 einen Entwurf mit einem Bericht vorlegte, der unter dem 13.6.1866 vom Bürgerausschuss behandelt und von der Bürgerschaft am 19. u. 26.9.1866 beraten und verabschiedet wurde. Nach Meinung der Kommission lag es nahe, „das Zunftwesen zum Ausgangspunkte der Reform zu nehmen, die corporative Verfassung unter Beseitigung einzelner Missbräuche durchweg bestehen zu lassen und nur die bisherige Theilung der Arbeit, unter Aufhebung der gegenseitigen Verbietungsrechte, zeitgemäß einzurichten“. Jedoch sprachen ihrer Meinung nach der Kommission überwiegende Gründe dagegen: „Handel, Schiffahrt und Fabriken erfordern principiell die freieste Bewegung, und es lässt sich aus inneren Gründen nicht rechtfertigen, wenn man die Berechtigung zum Betriebe derselben von dem Eintritt in eine zukünftige Corporation abhängig macht.“ Bei den handwerksmäßig betriebenen Gewerben würde die Beibehaltung der zünftigen Organisation zwar möglich sein. Jedoch würden die „gegenseitigen Verbietungsrechte zwischen der Kaufmannschaft und den Zünften, sowie der letzteren gegen einander, als ein Missstand sowohl von den Nächstbetheiligten, als auch vom Publikum empfunden und deshalb von allen Seiten, und meistens ungestraft übertreten“: „Die Kaufleute verkaufen Fabrikate, die sie nicht selbst gefertigt haben; Meister der einen Zunft greifen in die Gerechtsame der anderen ein; einheimische Pfuscher und auswärtige Handwerker innerhalb der Bannmeile arbeiten und verkaufen ihre Erzeugnisse ganz offenkundig. Und gegen alles dieses gewährt das bestehende Zunftwesen nur in den seltensten Fällen ausreichenden Schutz.“ Selbst die Beseitigung der Verbietungsrechte würde nichts nützen, „denn ohne dieselben sind die Zünfte nur eine leere Form und mit ihnen – es lässt sich nicht leugnen – widerstreiten sie den Anschauungen der Zeit“.
Das Zunftwesen sei überall, wo man eine Reform begonnen habe, beseitigt, „und in fast allen und namentlich in den industriell fortgeschrittensten deutschen Staaten ist an seine Stelle die Gewerbefreiheit bereits eingeführt.“ Der Vorteil der bisherigen Meisterprüfungen erschien der Kommission „als mindestens sehr zweifelhaft“: „Mögen sie immerhin bei verständiger Handhabung den Beweis der Befähigung zu guter Arbeit liefern können, für den Willen, auch solche jederzeit zu leisten, können sie keine Garantie gewähren. Gerade hierauf aber kommt es am Meisten an, und hierin ist auch jetzt das Publikum selbst der einzige maßgebende Richter. Es dürfte, wenn es künftig seine Prüfung etwas schärfer vornehmen muss, keinen Nachtheil erleiden.“
Nach § 1 des Gewerbegesetzes vom 5.10.1866 sollte der „selbständige Betrieb eines oder mehrerer Gewerbe, soweit nicht in diesem Gesetze Beschränkungen enthalten sind, jedem volljährigen oder für volljährig erklärten, dispositionsfähigen Angehörigen des Lübeckischen Freistaats, welcher das Bürgerrecht erworben hat, sowie dessen Ehefrau oder Witwe oder volljähriger Tochter, ohne Beschränkung in der Wahl des Ortes“ freistehen. Dem freien Gewerbebetrieb war eine Reihe von Gewerben entzogen mit „Rücksicht auf die naheliegende Möglichkeit, dass durch ihren Betrieb der Gesammtheit oder Einzelnen Nachtheile erwachsen“. Hierzu gehörten die Fähranstalten, das Beerdigungswesen, die Heilkunde, Lehr- und Erziehungsanstalten sowie das Gewerbe der Schiffer, Steuerleute und Lotsen. Nicht freigegeben waren auch die mit öffentlichen Funktionen versehenen Tätigkeiten, u.a. der Notare und der Makler. Nach Art. 6 hatte derjenige, der selbständig ein Gewerbe anfangen wollte zu betreiben, hiervon der zuständigen Gewerbebehörde unter Nachweis der gesetzlichen Erfordernisse Anzeige zu machen, worüber der Anmeldende eine Bescheinigung erhielt. Die bestehenden Korporationen sollten nur die ihnen bislang zustehenden „ausschließlichen gewerblichen Rechte“ verlieren, jedoch „wenigstens vorläufig und für so lange bestehen“ bleiben, soweit die Beteiligten selbst ihre Aufrechterhaltung wünschten und „hierin der freiesten Bewegung Rechnung tragend, und diejenige Beschränkung durch eine Aufsicht des Senates festhaltend, welche erforderlich scheint, um den Einzelnen gegen eine Benachtheiligung durch die Mehrzahl zu schützen und um zu verhüten, dass nicht der Versuch gemacht werde, unter der Form freier Genossenschaften das alte Zunftwesen fortzusetzen“.
Nach Meinung der Kommission war nicht zu erwarten, dass mit den Zünften „sofort die seit Jahrhunderten, auch durch die Reichsgesetzgebung bekämpften Handwerksmissbräuche, namentlich die Gesellen-Unordnungen, welche meistens in Unzufriedenheit mit den Löhnen wurzeln, ihr Ende finden werden“. Jedoch biete zugleich die Gewerbefreiheit, die alle Lohnsätze usw. aufhebe, „die Versuchung, durch gemeinsame Verabredungen und durch Zwang gegen die widerstrebenden Genossen, wie gegen die Arbeitgeber, zu ertrotzen“. Diesem sollte durch Art. 14 begegnet werden: „Verabredungen der Gewerbetreibenden wegen gemeinschaftlicher Herabsetzung der Arbeitslöhne oder wegen Ausschlusses einzelner Arbeiter oder ganzer Classen von Arbeitern, wegen Schließung ihrer Geschäfte usw., sowie Vereinbarungen der Gehülfen zur Erzielung höherer Arbeitslöhne, Niederlegung der Arbeit u. dgl. m. sind nichtig und für die Verabredenden unverbindlich“.
Umstritten zwischen Senat und Bürgerschaft war Art. 3 Nr. 1 des Gesetzes, wonach für die Ausübung der Advokatur die bisherigen Bestimmungen bestehen bleiben sollten. Die Zulassung zur Advokatur setzte ein mehrjähriges Studium der Rechtswissenschaft an der Universität und das Bestehen einer schriftlichen und mündlichen Prüfung durch das Obergericht voraus. Der Ausschuss der Bürgerschaft hatte diese Regelung abgelehnt, so dass die Advokatur wie jedes andere Gewerbe ohne weitere Voraussetzungen freigegeben worden wäre. Dies lehnte der Senat ab: Das für die Parteien und nach den „Verhältnissen des hiesigen Gemeinwesens“ hochwichtige Vorhandensein eines tüchtigen und ehrenwerthen Advokatenstandes“ könne nur als gesichert erscheinen bei ausreichender juristischer Fortbildung und einem abzulegenden Examen. Die völlige Freigabe der Advokatur würde vielfache Änderungen der bestehenden Gesetzgebung erfordern und den allgemein in Deutschland geltenden Einrichtungen widersprechen. Das Prinzip der Gewerbefreiheit fordere nicht „unumgänglich eine so weitgetriebene Konsequenz, welche die hiesige Gesetzgebung ganz ohne Vorbild lassen würde“. Die Bürgerschaft verzichtete am 19.9.1866 bei der Verabschiedung der Gewerbeordnung auf den Wegfall des Art. 3 Nr. 1 des Gewerbegesetzes.
Eine „billige Entschädigung“ war nur „denjenigen Gewerbetreibenden zu gewähren, welche zur Zeit der Aufhebung der gewerblichen Privilegien sich in dem Besitze eines von ihrer Person trennbaren, mit einem Grundstücke verbundenen oder für sich allein stehenden, der Zahl nach beschränkten, Gewerberechtes befinden, welches als solches verkäuflich oder verpfändbar ist, mithin für sich ein übertragbares Vermögensobject bildet“. Keine Entschädigung erhielten die Gewerbetreibenden, die „bisher durch ihren Eintritt in eine Zunft oder Corporation lediglich ein höchst persönliches, übertragbares, auch nicht durch eine geschlossene Zahl von Amtsmeistern oder Arbeitsgenossen gegen Concurrenz gesicherten Erwerbsrecht gewonnen hatten“. Im Übrigen lehnte die Kommission es ab, die Entschädigungssummen sukzessiv wieder von den Gewerbetreibenden einzuziehen. Denn – so die Kommission - würde es einen Widerspruch enthalten, „wenn man den Geschäftsbetrieb freigeben will, gewissen Berechtigten sogar eine Entschädigung zuspricht und diese schließlich doch wieder von denselben Gewerbetreibenden durch Abgaben entzieht“. Es empfahl sich nach Meinung der Kommission daher, „um die Wohlthat der Gewerbefreiheit nicht wieder durch neue Abgaben zu verkümmern, dass der Staat die zur Einführung derselben erforderlichen, im Interesse der Gesammtheit zu bringenden Opfer auch ganz auf sich selbst übernimmt“. Die Kommission hatte die zu zahlenden Entschädigungsbeträge auf 300.000 Taler errechnet. Geregelt wurde die Entschädigungsfrage im Gesetz vom 6.10.1866, „den Fortbestand und die Aufhebung gewerblicher Realgerechtsame, sowie die für aufgehobene Realgerechtssame und Verbietungsrechte von Arbeits-Corporationen zu leistenden Entschädigungen betreffend“.

V. Das Gewerberecht in Mecklenburg
Entstanden seit 1250 Ämter (Zünfte), die jedoch nicht geschlossen waren. Die Lehrlingszeit betrug zwei Jahre, die mit einer Prüfung abgeschlossen wurde. Die Gesellenzeit, die streng reglementiert war, wurde abgeschlossen durch eine Meisterprüfung, die hohe Gebühren und Leistungen an die Zünfte erforderte. Erst ab 1555 bestand ein Verbot, das Handwerk auf dem Lande auszuüben. Nach einem starken Verfall der Wirtschaft kam es erst im 19. Jahrhundert zu einem wirtschaftlichen Aufschwung. Die Einwohnerzahl stieg von ca. 300.000 um 1800 auf 558.000 im Jahre 1871. Eine wichtige Rolle spielte ein umfassender Mühlen- und Mahlzwang. Neben einer Konzession musste derjenige, der eine Mühle errichten wollte, den Meistertitel erworben haben. Gegen die nach Gründung des Norddeutschen Bundes zu erwartende Einführung der Gewerbefreiheit bestanden erhebliche Vorbehalte. Ende 1866 stellte Wilbrandt (Bürgermeister in Teterow) im „Archiv für Landeskunde in den Großherzogtümern Mecklenburg-Schwerin“ fest, dass man erwarten dürfe, „dass unsere Regierungen das zulässige Maß der Selbstbestimmung sich in unserem Lande auch in Betreff der Einführung der Freizügigkeit und einer, durch irgendwelche Gewerbeordnung und corporative Einrichtungen beschränkten und gemilderten Gewerbefreiheit vorbehalten und wahren werde: Schrankenlose Gewerbefreiheit in Verbindung mit der allerdings schwerlich ferner abzuwehrenden Aufhebung des bestehenden städtischen Gewerbebannes, würde unsere städtischen Krämer und Handwerker, und damit überhaupt unsere städtischen Bevölkerungen, die (selbst ohne Hinzurechnung der Flecken) über ein Drittel der Landeseinwohnerschaft bilden ... aufs Härteste treffen, und ohne gleichzeitige größtmögliche Erleichterung der Niederlassungen auf dem Lande, Freigebung von Miethswohnungen für die Büdner und Häusler, Begünstigung der Häuslereien und der Bildung kleinerer Landstellen, in unserem, zum größeren Theile von Großgrundbesitzern und Gutspächtern eingenommene Lande, am wenigsten verantwortlich erscheinen“.
1868/69 wurde durch den Norddeutschen Bund in allen Bundesstaaten, die bisher noch keine (vollständige) Gewerbefreiheit kannten, diese eingeführt. Die ausschließlichen Gewerbeberechtigungen sowie die hiermit verbliebenen Zwangs- und Bannrechte wurden zum 1.1.1873 aufgehoben. Hierzu erging unter dem 23.11.1872 die Verordnung, „betreffend die Entschädigung für die vom 1sten Januar 1873 ab durch § 7 der deutschen Gewerbeordnung aufgehobenen Berechtigungen, und betreffend die Ablösung der durch § 8 der Gewerbe-Ordnung von demselben Zeitpunkte ab für ablösbar erklärten Rechte“. Hiernach wurde Entschädigung nur für bestimmte Rechte gewährt. Nach § 5 war Gegenstand der Entschädigung „lediglich das wegfallende Verbietungsrecht, bzw. das wegfallende Zwangs- und Bannrecht“. Die Entschädigung sollte sich nach dem 20fachen jährlichen Reinertrag richten, der dem Berechtigten verloren ging. Streitigkeiten waren durch die ordentlichen Gerichte zu entscheiden. Die Entschädigung der Berechtigten hatte die öffentliche Hand zu leisten, die unter bestimmten Voraussetzungen „die Gewerbetreibenden bzw. die Einwohner der Orte oder Bezirke, in denen die weggefallenen Berechtigungen bestanden haben, in Regress zu nehmen“. Nach Mohaupt wirkte sich in Mecklenburg die „besondere Eigenart des Menschenschlags dahin aus, dass eine baldige Ausnutzung der Gewerbefreiheit nicht eintrat“. Der Mecklenburger, so 1897 eine Monografie über „Mecklenburgs wirtschaftliche Vergangenheit, Lage und Zukunft“ sei „von Alters her daran gewöhnt, ohne eigene Initiative und Impulse seines Handelns von anderen Personen, namentlich von oben herab zu empfangen. Daher der geringe Unternehmungsgeist, die Unschlüssigkeit und Trägheit des Handelns, das Kleben am Althergebrachten, die schwere Zugänglichkeit für Neuerungen, das geringe Selbstvertrauen und Misstrauen der Einheimischen Unternehmung gegenüber“.


